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PREISE

Kein Grund fur hohere Zinsen

Der juingste Anstieg der Inflationsrate geht ausschliel3lich auf das Konto der Energiepreise.
Tankrabatt und Stromsteuersenkung sind bessere Gegenmittel als hohere Zinsen.

Die Inflationsrate in Deutschland ist im September 2026
um 0,4 Prozentpunkte auf 3,3 Prozent gestiegen. Der An-
stieg der Kraftstoff- und Heizolpreise erklart diesen Inflati-
onssprung vollstandig. In anderen Bereichen, zum Beispiel
bei Dienstleistungen, verringerte sich der Preisauftrieb. Das
zeigt der jungste IMK-Inflationsmonitor.

.Die Kraftstoffpreise Uberstiegen den Rekordwert von
August nochmal deutlich”, sagt IMK-Expertin Silke Tober.
Ausschlaggebend seien der hohere Rohdlpreis aufgrund
der anhaltenden Blockade der StraRe von Hormus und
die gestiegenen Raffineriemargen infolge von Kapazitats-
engpassen durch den Iran- und den Ukrainekrieg.

Obwohl sich die aktuellen Inflationstreiber mit Zinserho-
hungen nicht wirksam bekampfen lassen, gibt es bereits For-
derungen nach einer weiteren geldpolitischen Straffung, so
Tober. Zwar sei zu erwarten, dass die gestiegenen Energie-
kosten Preissteigerungen in anderen Bereichen nach sich zie-
hen, da sie die Produktions- und Transportkosten erhohen.
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.Aber auch solche indirekten Effekte liefern keinen hinrei-
chenden Grund fiir eine weitere Erhohung der Leitzinsen, da
sie wie der urspriingliche Schock mittelfristig abklingen.”

Statt einer zusatzlichen Schwachung der Wirtschaft
durch hohere Finanzierungskosten sind dem IMK zufol-
ge fiskalische MaRnahmen geboten, die die Inflation mil-
dern und die Gefahr von Zweitrundeneffekten verringern.
Der Tankrabatt sei sinnvoll, sollte aber mit MaRnahmen zur
Drosselung des Verbrauchs kombiniert werden, beispiels-
weise verscharften Tempolimits. Die in Aussicht gestellte
Senkung der Stromsteuer wirke ebenfalls entlastend, ,, stellt
mit Blick auf die weitere Inflationsentwicklung allerdings le-
diglich ein Gegengewicht zu der Erh6hung der Tabaksteuer
im Januar 2027 und der Zuzahlungen gesetzlich Versicher-
ter dar”, so Tober.

Quelle: Silke Tober: Inflation steigt im September 2026 auf 3,3 %, Kraftstoffpreise klettern weiter,
IMK-Inflationsmonitor, Oktober 2026  Link zur Studie
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ERBSCHAFTSSTEUER

Privilegien abschaffen

Die Verschonung von Betriebsvermogen bei der Erbschaftssteuer ist ungerecht

und okonomisch zweifelhaft.

Beim Bundesverfassungsgericht steht eine Entscheidung zu
den steuerlichen Vorteilen bei der Vererbung oder Schen-
kung von Unternehmen an. Anlass ist die Beschwerde ei-
nes Mannes, der fir ein geerbtes Aktienpaket Steuern
zahlen musste und darin einen Verstol3 gegen den Gleich-
heitsgrundsatz sieht. Fur die mundliche Verhandlung hat
IMK-Expertin Katja Rietzler eine Stellungnahme verfasst. |h-
rer Analyse zufolge vertieft die geltende Regelung die Kluft
zwischen Arm und Reich - ohne sich wirtschaftlich auszu-
zahlen: ,, Aus okonomischer Sicht ist die Verschonung von
Betriebsvermogen im deutschen Erbschafts- und Schen-
kungssteuerrecht nicht notwendig, um die Existenz von Un-
ternehmen und ihrer Arbeitsplatze zu sichern.”

Mit dem vermeintlichen Nutzen fur das Gemeinwohl
habe der Gesetzgeber die steuerlichen Privilegien begriin-
det, schreibt Rietzler. Dabei mussten allerdings auch die
Kosten in Rechnung gestellt werden: ,,Nennenswerte Min-
dereinnahmen der Lander und ihre Folgen sind moglichen
positiven Wirkungen der Verschonung gegenuberzustel-
len.” Und diese Mindereinnahmen sind stattlich: Fiur 2026
werden sie von der Bundesregierung auf 8,8 Milliarden Euro
geschatzt. Das entspricht fast 70 Prozent des Steuerauf-
kommens bei Erbschaften und Schenkungen und 2,1 Pro-
zent der gesamten Steuereinnahmen der Lander.

.Die Verschonung von Betriebsvermogen ist damit schon
seit Jahren die groRte Steuerverginstigung”, erklart die
Okonomin. In Summe seien den Landern allein von 2009 bis
2020 rund 70 Milliarden Euro entgangen. Einnahmeausfalle
in dieser GroRenordnung konnten zu weniger staatlichen In-
vestitionen oder Bildungsausgaben fuhren und so Standort-
qualitat und Chancengerechtigkeit beeintrachtigen.

Auch fur die Unternehmen selbst ist die aktuelle Rege-
lung laut der Stellungnahme ambivalent. Sie kdnne sogar
schaden, wenn sie unternehmerische Entscheidungen ver-
zerrt. Denkbar sei beispielsweise, dass aus steuerlichen
Griinden die Nachfolge innerhalb der Familie geregelt wird,
obwohl eine andere Losung sinnvoller ware.

Negative Auswirkungen auf die Investitionen seien the-
oretisch nicht zu erwarten, weil deren Rentabilitat von der
Besteuerung nicht beeinflusst wird, so die Expertin. Nur bei
Liquiditatsproblemen konne es dazu kommen. Dass sol-
che Probleme auftreten, sei aber bei einem Grof3teil der
Erbschaften unwahrscheinlich. Rietzler verweist auf die
deutschen Daten einer europaisch harmonisierten Haus-
haltsbefragung, denen zufolge 32,5 Prozent des reichsten
Zehntels und 58,8 Prozent des reichsten Hundertstels Be-
triebsvermogen halten. Gleichzeitig macht das ,sonstige
Privatvermogen” bei rund 90 Prozent des reichsten Zehn-
tels und fast 80 Prozent des reichsten Hundertstels lber ein
Drittel des Gesamtvermogens aus, sodass es bei der Ver-
erbung oder Schenkung in diesen Fallen ohne Schwierig-
keiten moglich sein sollte, aus dem mit Ubertragenen Kapi-
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tal Steuern zu bezahlen. Es zeigt sich aber auch, dass dieser
Anteil mit zunehmendem Vermogen abnimmt, weil hohe
Vermoégen oft vorwiegend aus Betriebsvermogen bestehen.
Daher waren in Fallen, in denen kaum anderes Vermogen
vorhanden ist, die langerfristige Stundung der Steuerschuld
zu marktnahen Zinssatzen oder eine stille Beteiligung des
Staates geeignet, Unternehmen und Jobs zu schutzen.

Ein Problem der oben genannten Haushaltsbefragung
ist, dass sehr groRe Vermogen unzureichend erfasst sind.
Um zu einem aussagefahigen Gesamtbild zu gelangen,
werden die Befragungsdaten durch Schatzungen auf der
Grundlage von Reichenlisten — flir Deutschland die des Ma-
nager Magazins — und Verteilungsannahmen erganzt. So ge-
hen auch die Europaische Zentralbank beziehungsweise die
Zentralbanken des Eurosystems vor. Laut deren Daten war
Deutschland Ende 2025 das Euroland mit der dritthochsten
Vermdgensungleichheit hinter Finnland und Osterreich. Auf
das reichste Zehntel entfielen im ersten Quartal 2026 hier-
zulande rund 60 Prozent des gesamten Nettovermogens,
auf das reichste Hundertstel Uber ein Viertel. Dabei spielt
Betriebsvermogen eine wichtige Rolle: Bei den unteren 9o
Prozent der Verteilung ist es nahezu bedeutungslos, beim
reichsten Zehntel macht es dagegen 21,4 Prozent des Brut-
tovermogens aus, beim reichsten Hundertstel 37,5 Prozent.
Von samtlichen nicht borsennotierten Aktien und anderen
Unternehmensanteilen gehoren 98 Prozent dem obersten
Zehntel und 80,1 Prozent dem obersten Hundertstel.

Rietzlers Analyse zufolge werden die grof3ten Vermo-
gen in der Regel an ohnehin Reiche vererbt: Rund die Halfte
des Volumens aller Schenkungen und Erbschaften geht an
das reichste Zehntel. Die Wahrscheinlichkeit, zum obersten
Hundertstel aufzusteigen, erhoht sich durch geerbtes Be-
triebsvermogen erheblich. Laut einer Analyse auf Basis der
Forbes-Liste beruht der Reichtum deutscher Milliardare zu
75 Prozent auf Erbschaften — mehr als in allen anderen un-
tersuchten 34 Landern.

Dabei profitierten reiche Erbinnen und Erben massiv von
den geltenden Verschonungsregeln, so die Forscherin. Zwar
nehme der Verschonungsabschlag seit der Reform von 2016
bei Betriebsvermogen ab einer Schwelle von 26 Millionen
Euro sukzessive ab. Doch nach einer Bedarfspriufung kon-
ne die fallige Steuer erlassen werden. Tatsachlich gesche-
he das in erheblichem Ausmal3: Der Umfang der erlassenen
Steuer summiere sich flr den Zeitraum von 2021 bis 2025
auf rund 11 Milliarden Euro. ,,Im Ergebnis werden hohe Ver-
mogen zu geringeren effektiven Steuersatzen Ubertragen
als niedrigere”, so Rietzler. Angesichts der hohen Vermo-
gensungleichheit sei das besonders problematisch. <

Quelle: Katja Rietzler: Verschonung von Betriebsvermdgen bei der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer: Unndtig und verteilungspolitisch kontraproduktiv - Stellungnahme anlasslich der
miindlichen Verhandlung beim Bundesverfassungsgericht am 13.10.2026, IMK Policy Brief Nr.
227, Oktober 2026
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ARBEITSMARKT

Schlechte Karten mit Behinderung

Viele Betriebe drucken sich um ihre Verpflichtung, auch schwerbehinderte Menschen zu
beschaftigen — vor allem solche ohne Mitbestimmung.

Bis Ende November stehen in ganz Deutschland die Wahlen
zur Schwerbehindertenvertretung (SBV) an. Eine SBV soll in
Betrieben und Dienststellen mit mindestens funf schwer-
behinderten oder ihnen gleichgestellten Beschaftigten ge-
wahlt werden. Arbeitgeber mit mehr als 20 Beschaftigten
sind gesetzlich verpflichtet, eine Mindestzahl an Schwer-
behinderten zu beschaftigen. Doch etliche haben gar kei-
ne Menschen mit Behinderung eingestellt. Andere errei-
chen nicht die gesetzlich festgelegte Quote. Besonders in
privatwirtschaftlichen Betrieben ohne Mitbestimmung ha-
ben Menschen mit korperlicher, seelischer oder geistiger
Beeintrachtigung schlechte Karten. Eher finden sie eine An-
stellung im 6ffentlichen Dienst und in der gemeinnttzigen
Wirtschaft. Einen Unterschied macht auch die Mitbestim-
mung: Betriebe der Privatwirtschaft, in denen es einen Be-
triebsrat gibt und im besten Fall auch eine Schwerbehin-
dertenvertretung, beschéaftigen haufiger Schwerbehinderte
als solche ohne Interessenvertretung. Allerdings besteht
auch dort nach Einschatzung von Betriebs- und Personal-
raten noch ungenutztes Potenzial, sowohl bei der Beschaf-
tigung von Schwerbehinderten als auch bei der Verbreitung
von Schwerbehindertenvertretungen. Das zeigt eine Studie
der WSI-Forscher Florian Blank und Wolfram Brehmer. Die
Wissenschaftler haben die WSI-Betriebs- und Personalrate-
befragung 2025 ausgewertet und die Ergebnisse mit Daten
der Bundesagentur fiir Arbeit abgeglichen.

Von den schwerbehinderten und ihnen gleichgestellten
Menschen im Erwerbsalter waren laut Arbeitsagentur 2024
nur 51 Prozent erwerbstatig. Bezogen auf die Gesamtbevol-
kerung betrug die Quote hingegen 77 Prozent. Rund 26 Pro-
zent der Arbeitgeber in der Privatwirtschaft mit mehr als 20
Arbeitsplatzen und zehn Prozent der offentlichen Arbeitge-
ber beschaftigen gar keine schwerbehinderten Menschen.
Weitere 36 beziehungsweise 32 Prozent erfillen die Be-
schaftigungspflicht nur teilweise.

In mitbestimmten Betrieben ist die Situation besser, wie
die Betriebs- und Personalratebefragung nahelegt. Dem-
nach erflllten im vergangenen Jahr rund 56 Prozent der
gewinnorientierten Arbeitgeber und 69 Prozent der Arbeit-
geber in gemeinnutzigen Betrieben die Verpflichtung, funf
Prozent der Arbeitsplatze mit Behinderten zu besetzen. Der
offentliche Dienst kommt auf 74 Prozent. Die Zahlen liegen
leicht unter den letzten erhobenen Werten von 2021.

DIE RECHTSLAGE

In 57 Prozent der nicht-gemeinnlitzigen und 61 Prozent der
gemeinnutzigen Betriebe existiert nach Angaben der Be-
triebsrate eine Schwerbehindertenvertretung. Von den
Personalraten, also den Vertretungen der Beschaftigten
im offentlichen Dienst, sagten 76 Prozent, dass es eine
Schwerbehindertenvertretung gebe. Gegenuber 2021 sind
beide Quoten leicht gestiegen.

Quote im Durchschnitt erfullt

Der Anteil Schwerbehinderter und ihnen Gleichgestellter
an den Beschaftigten betragt im Schnitt in mitbestimmten ...

gewinnorientierten Betrieben
gemeinniitzigen Betrieben

im offentlichen Dienst

Hans Béckler

Quelle: WSI-Betriebsratebefragung 2025; Brehmer, Blank 2026 Paas

Grundsatzlich gilt: Je groRer der Betrieb ist, desto eher hat
er eine Schwerbehindertenvertretung. AuRerdem geht die
Existenz einer Schwerbehindertenvertretung tendenziell mit
einer hoheren Anzahl Behinderter im Betrieb einher. Was
dabei Ursache und Wirkung ist, lasst sich Blank und Breh-
mer zufolge nicht sicher sagen. Es konnte sein, dass eine
groRRe Zahl Betroffener den Anstol’ zur Wahl einer Vertre-
tung gibt. Andersherum ist aber auch denkbar, dass eine
bestehende Schwerbehindertenvertretung dazu beitragt,
dass Behinderte haufiger eingestellt oder Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer nach Eintritt einer Behinderung wei-
terbeschaftigt werden.

Beides sei auch mit Blick auf alternde Belegschaften und
Fachkraftemangel eine ,zentrale Frage”, so die Forscher.
Betriebe sollten das Potenzial von Menschen mit Einschran-
kungen nutzen. An den Betriebs- und Personalraten sei es,
.darlber zu wachen, dass Menschen aufgrund ihrer Behin-
derung nicht diskriminiert werden” und auf die Wahl der
Schwerbehindertenvertretung hinzuwirken. <

Quelle: Florian Blank, Wolfram Brehmer: Beschaftigung von Schwerbehinderten
und ihre Vertretung im Betrieb, WSI Policy Brief Nr. 103, Oktober 2026  Link zur Studie

Arbeitgeber mit mehr als 20 Beschéftigten sind gesetzlich verpflichtet, fiinf Prozent ihrer Stellen mit Menschen zu besetzen, denen das Ver-

sorgungsamt einen Grad der Behinderung von mindestens 50 auf einer bis 100 reichenden Skala attestiert. Auch Menschen mit geringerem
Behinderungsgrad konnen diesen Schwerbehinderten gleichgestellt werden; dartiber entscheidet die Arbeitsagentur. Wer die Vorgaben als

Arbeitgeber nicht erfiillt, muss eine Ausgleichsabgabe zahlen. Schwerbehindertenvertretungen sollen , die Eingliederung schwerbehinderter
Menschen in den Betrieb oder die Dienststelle” fordern, ihre Interessen vertreten und ,ihnen beratend und helfend zur Seite” stehen. <
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DIGITALISIERUNG

Wandel gelingt besser mit Mitbestimmung

Mitbestimmte Unternehmen sind bei der Digitalisierung erfolgreicher.
Doch Plane der EU bedrohen die Mitbestimmung massiv.

Die digitale Transformation bietet Unternehmen enor-
mes Wachstumspotenzial, stellt sie aber auch vor grof3e
Herausforderungen. Unternehmen mit Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern im Aufsichtsrat meistern diese er-
folgreicher als vergleichbare Unternehmen ohne Mitbe-
stimmung. Digitale Transformation geht dabei mit einer
hoheren Profitabilitat und einer starkeren Beschaftigungs-
entwicklung einher. Der Mitbestimmungs-Bonus ist be-
sonders stark ausgepragt bei Unternehmen, die beispiels-
weise ein stark diversifiziertes Geschaftsmodell oder eine
breit gestreute Eigentimerstruktur haben. Zu diesen Er-
gebnissen kommt ein Forschungsteam um die BWL-Pro-
fessoren Marc Steffen Rapp und Michael Wolff von den
Universitaten Marburg und Gottingen.

Die Digitalisierung steckte noch in den Kinderschuhen,
als 1976 das Gesetz zur Unternehmensmitbestimmung in
Kraft trat. Es regelt, dass in den Aufsichtsraten groRer Un-
ternehmen Vertreterinnen und Vertreter der Beschaftigten
zahlenmalig paritatisch vertreten sind. Die Belegschaft
wahlt betriebliche Aufsichtsratsmitglieder, meist Betriebs-
rate, und Uberbetriebliche, die von Gewerkschaften nomi-
niert werden. Die vom |.M.U. geforderte Studie der Grup-
pe um Rapp und Wolff zeigt: Wenn durch Mitbestimmung
die Kompetenz und die Interessen der Beschaftigtensei-
te bei zentralen Unternehmensentscheidungen im Auf-
sichtsrat verbindlich einflie3en, beeinflusst das auch die
Gestaltung und Umsetzung digitaler Transformationspro-
zesse positiv.

Gemessen an vier zentralen Kriterien, die die Forschen-
den zu einem ,,Mal} der digitalen Transformation” verdich-
ten, machen im Aufsichtsrat mitbestimmte Unternehmen
im Durchschnitt schnellere und erfolgreichere Schritte in
die digitale Zukunft: Erstens sind sie weiter bei der Ent-
wicklung digitaler Technologien und sie halten mehr Pa-
tente in diesem Bereich. Zweitens erzielen sie im Mittel
einen hoheren Umsatzanteil aus digitalen Produkten und
Dienstleistungen. Drittens haben sie haufiger einen eige-
nen Chief Digital Officer im Vorstand. Viertens verfligen
sie Uber mehr digitale Schlisselkompetenzen. Das posi-
tive Abschneiden bei der digitalen Transformation deckt
sich mit den Ergebnissen zahlreicher Studien. Diese attes-
tieren den mitbestimmten Unternehmen einerseits besse-
re Arbeitsbedingungen und sicherere Jobs und schreiben
ihnen andererseits Vorteile bei Innovationsfahigkeit, Inves-
titionen, Produktivitat und Resilienz in Krisen zu.

Messbarer positiver Effekt

Um zu Uberprifen, wie sich Unternehmensmitbestimmung
bei strategischen Digitalisierungsprozessen auswirkt, ha-
ben die Forschenden gut 500 borsennotierte Unterneh-
men fur den Zeitraum von 2010 bis 2020 untersucht. Un-
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ter ihnen befinden sich 252 deutsche Unternehmen, die im
Prime Standard der Deutschen Borse notiert sind. 111 da-
von sind mitbestimmt, 141 nicht. Da die deutschen Gesetze
die Mitbestimmung an Mindestschwellen bei der Beschaf-
tigtenzahl koppeln — Drittelbeteiligung ab 501 bis 2000 Be-
schaftigten, paritatische Mitbestimmung bei mehr als 2000
Beschaftigten in Deutschland —, sind Vergleiche allein auf
dieser Basis nur eingeschrankt aussagekraftig. Daher haben
die Forschenden den Unternehmen aus Deutschland 252
Firmen aus anderen europaischen Landern mit ahnlicher
GrofRe, Branche und Diversifizierungsgrad, jedoch ohne Mit-
bestimmung, zugeordnet.

Ergebnis: Die mitbestimmten Unternehmen schneiden
beim von den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
definierten ,,Mal} der digitalen Transformation” signifikant
besser ab. ,,Besonders ausgepragt ist der Zusammenhang
bei paritatischer Mitbestimmung: Unternehmen mit parita-
tisch besetzten Aufsichtsraten weisen ein deutlich hoheres
Niveau der digitalen Transformation auf”, betonen die For-
schenden. Der in weiterfuhrenden Analysen geschatzte Ef-
fekt ist auch dkonomisch bedeutsam. Er ist insbesondere
in ,, komplexen Unternehmenskontexten” ausgepragt, etwa
bei stark diversifizierten Geschaftsmodellen, hoher For-
schungs- und Entwicklungsintensitat oder einer breiter ge-
streuten Eigentimerstruktur.

Die positiven Effekte erklaren die Autorinnen und Auto-
ren so: Zum einen bringen Arbeitnehmervertreterinnen und
-vertreter ,,spezifisches Erfahrungs- und Organisationswis-
sen in die Aufsichtsratsarbeit ein und erweitern damit die
Entscheidungsgrundlagen bei strategischen Fragestellun-
gen”. Zum anderen wird durch Mitbestimmung das Ver-
trauen in Veranderungsprozesse gestarkt, ,insbesondere
dann, wenn digitale Initiativen tief in bestehende Arbeits-
ablaufe, Qualifikationsanforderungen und Organisations-
strukturen eingreifen”. Dadurch werden Entscheidungen
.hicht automatisch konfliktfrei, erhalten jedoch eine héhe-
re Legitimation und er6ffnen stabilere Umsetzungsbedin-
gungen, auch uber langere Zeitraume hinweg”. <

Quelle: Lion Fischer u. a.: Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat als strategische Partner?
In: Board: Zeitschrift fiir Aufsichtsrate in Deutschland, Heft 4/2026  Link zur Studie

WD MEHR WISSEN

k Einen Forschungsiiberblick zur Wirkung
von betrieblicher Mitbestimmung
und Unternehmensmitbestimmung gibt es unter:

www.boeckler.de/data/Mitbestimmung_
Pressemappe2026.pdf
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https://www.adar.info/infothek/fachbeitraege/detail/arbeitnehmervertreter-im-aufsichtsrat-als-strategische-partner-die-rolle-der-mitbestimmung-fuer-strategische-digitalisierungsinitiativen.html
http://www.boeckler.de/data/Mitbestimmung_
Pressemappe2026.pdf
http://www.boeckler.de/data/Mitbestimmung_
Pressemappe2026.pdf

EU-Initiative konnte der Mitbestimmung schaden

.Mitbestimmung auch im Arbeitsleben gehort
zur DNA unserer demokratischen Gesellschaft.
Gleichzeitig ist sie ein Standortvorteil, und zwar
auch bei der zentralen Zukunftsfrage der Digita-
lisierung”, sagt Daniel Hay, wissenschaftlicher
Direktor des I.M.U. ,Doch in den vergangenen
Jahren hat keine der verschiedenen Bundesre-
gierungen diesen Standortvorteil gepflegt. 50
Jahre nach seinem Inkrafttreten ist das Mitbe-
stimmungsgesetz stark ausgehohlt”, warnt der
Jurist. ,Und die EU-Kommission hat kiirzlich ei-
nen Gesetzentwurf vorgelegt, der zusatzlich zu di-
versen existierenden Schlupflochern ein Scheu-
nentor zur Mitbestimmungsvermeidung offnet.”
Was im Ubrigen nicht nur Beschaftigtenrechte in
Deutschland unterminieren wiirde, sondern auch
in 17 weiteren EU-Landern, die eine gesetzliche
Form der Beteiligung von Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern im Aufsichtsrat haben.

Schon in den vergangenen Jahrzehnten hat
die EU-Rechtsetzung Gesetzesliicken geschaf-
fen und vergroBert, die es Unternehmensfiih-
rungen ermoglichen, die Mitsprache von Be-
schaftigten im Aufsichtsrat auszuhebeln. Dazu
zahlen die Europdische Aktiengesellschaft SE
und juristische Hybrid-Konstruktionen. Fiir letz-
tere gilt: Wenn deutsche Unternehmen auslan-
dische oder europaische Rechtsformen nutzen,
fallen sie aus dem Geltungsbereich des Mitbe-
stimmungsgesetzes von 1976 heraus, weil jene
Rechtsformen darin bislang nicht erwahnt sind.

Durch legale Konstrukte zur Mitbestim-
mungsvermeidung oder schlicht durch Ignorie-
ren der geltenden, schlecht abgesicherten Ge-
setze wird aktuell mindestens 3,18 Millionen
Beschaftigten in rund 500 deutschen GroBun-
ternehmen die paritatische Mitbestimmung vor-
enthalten, so neue Zahlen des |.M.U. Das sind
rund 700000 Beschaftigte mehr, als das Insti-
tut noch 2022 gezahlt hatte. Von 1168 Unter-
nehmen in Deutschland mit mehr als 2000 Be-

schaftigten und ohne Tendenzschutz hatten im
Jahr 2025 lediglich 665 einen paritatisch be-
setzten Aufsichtsrat, wie er nach den Mitbestim-
mungsgesetzen ab dieser GroRe vorgesehen ist.
Das entspricht einer Quote von nur noch 57 Pro-
zent, wahrend es 2022 rund 60 Prozent und 2019
noch gut 67 Prozent waren. Von den 503 Grol3-
unternehmen ohne paritatische Mithestimmung
bedienten sich 285 mit insgesamt rund 2,1 Milli-
onen Beschaftigten in Deutschland legaler juris-
tischer Kniffe der Mitbestimmungsvermeidung —
sei es gezielt oder als Nebeneffekt. Weitere 218
Unternehmen mit rund 1,1 Millionen Beschaftig-
ten ignorierten die Gesetze rechtswidrig.

Europaisches Parlament kann
Schaden noch abwenden

Die EU-Kommission wiirde mit ihrem im Mérz vor-
gestellten Entwurf fiir eine neue Unternehmens-
rechtsform, bezeichnet als ,,28. Regime” oder ,EU
Inc.”, den Umgehungsmodellen mit europaischen
Rechtsformen ,.eine Art Goldsiegel verpassen”,
warnen Hay und I.M.U.-Unternehmensrechtsex-
perte Sebastian Sick. Denn die EU Inc. erlaubt es
Unternehmen, vereinfacht gesagt, sich ein belie-
biges EU-Land auszusuchen, dessen Recht dann
fiir dieses Unternehmen gelten soll. Eine dafiir
notwendige Registrierung soll mit minimalem
Aufwand digital in kiirzester Zeit mdglich sein,
und zwar unabhangig davon, wo ein Unterneh-
men real ansassig ist, produziert und Beschaftig-
te hat. Nicht einmal eine Identitatspriifung in Pra-
senz ist als Sicherheitsvorschrift vorgesehen.

Die EU-Kommission mdchte damit eigentlich
die Griindung von europdischen Start-ups erleich-
tern. Allerdings ist die Maglichkeit, als EU Inc.
zu firmieren, im vorliegenden Entwurf nicht auf
Start-ups oder Scale-ups begrenzt. Wird er so um-
gesetzt, konnten sich sogar etablierte deutsche
GroRkonzerne einfach als EU Inc. in einem Mit-

Mitbestimmung: Haufiger ignoriert, haufiger vermieden
So viele Unternehmen mit mehr als 2000 Beschaftigten in Deutschland ...

gliedsland mit niedrigen gesetzlichen Standards
registrieren, beispielsweise im Hinblick auf Insol-
venz-, Steuer- und Kapitalmarktrecht — oder eben
ohne Mitbestimmung im Aufsichtsrat.

Das Europdische Parlament hat im Janu-
ar 2026 mit deutlicher Mehrheit in seinem Be-
richt zum 28. Regime wirksame Malnahmen
zum Schutz der Unternehmensmitbestimmung
gefordert. Der Bundesrat hat ebenfalls effektive
Sicherungsmechanismen eingefordert. ,Doch im
Kommissionsentwurf findet sich dazu nichts, au-
Rer einigen rechtlich wirkungslosen Verweisen
auf nationale Gesetze”, kritisieren die .M.U.-Ju-
risten Hay und Sick. Das Européische Parlament
sei nun im Gesetzgebungsverfahren erneut am
Zug. Zwei zentrale Verbesserungen sind nach
Analyse der Experten unerlasslich: Der Anwen-
dungsbereich des 28. Regimes miisse auf Start-
ups und Scale-ups begrenzt werden. Und die
Unternehmensmitbestimmung miisse im Zuge
eines 28. Regimes auf europaischer Ebene ver-
bindlich geschiitzt werden.

In ihrem ,Programm fiir Aufschwung und
Beschaftigung” von Anfang Juli hat die Bun-
desregierung angekiindigt, sich bei den wei-
teren Beratungen zum 28. Regime ,mit Nach-
druck” dafiir einzusetzen, ,dass der Schutz der
Unternehmensmitbestimmung nicht untermi-
niert werden darf”. Die Ankiindigung sei ein
wichtiges Signal. Jetzt miisse ein wirksamer
Schutz der Mithestimmung Bedingung fiir eine
Zustimmung zur EU Inc. von deutscher Sei-
te sein, betont Hay. ,Eine Einrichtung sichern
und starken, die demokratische Beteiligung
und wirtschaftliche Leistungsfahigkeit zusam-
menbringt, das sollte zur Jobbeschreibung von
Politikerinnen und Politikern in Deutschland
und Europa gehdren”, betont er. , Die neue For-
schung zum Mitbestimmungsbonus bei der di-
gitalen Transformation unterstreicht das noch
einmal.” <

So vielen Beschaftigten wurde
2025 die Mitbestimmung
vorenthalten ...

vermieden Mithestimmung

194

3 ’ 1 8 Millionen
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tendenzfreie Betriebe; Quelle: I.M.U. 2025
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MINDESTLOHNBETRUG

Kriminalitat mit System

Die Ausbeutung von Beschaftigten ist in manchen Branchen weit verbreitet.
Um Verstolde aufzudecken, sind wirksamere Kontrollen notwendig.

Mindestlohnbetrug und Verstolie gegen Arbeitnehmerrech-
te richten grof3en Schaden an. Teilweise nehmen sie ,,For-
men grenzuberschreitender organisierter Kriminalitat” an,
schreiben Gerhard Bosch und Frederic Hiittenhoff von der
Universitat Duisburg-Essen in einem Beitrag in den WSI-Mit-
teilungen. Die Kriminellen sicherten sich Auftrage durch
Niedrigpreise und erzielten anschlieRend hohe Gewinne, in-
dem sie Lohne dricken, Sozialabgaben unterschlagen und
Steuern hinterziehen. Vor allem in Branchen mit intranspa-
renten Subunternehmerketten seien , kriminelle Strukturen
systemisch geworden”, so die Forscher. Angesichts dieser
Professionalisierung misse die Neuaufstellung der zustan-
digen Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) des Zolls weiter
vorangetrieben werden.

Die Analyse der Wissenschaftler basiert auf der Aus-
wertung von Literatur und einschlagigen Dokumenten so-
wie auf qualitativen Interviews mit Expertinnen und Exper-
ten, unter anderem von Zoll und Gewerkschaften. Neben
jenem Teil der Arbeitswelt mit hoher Tarifbindung und star-
ken Betriebsraten habe sich ,ein grof3er Niedriglohnsek-
tor entwickelt, in dem Verstofie gegen Arbeitsbedingungen
systemisch sind”, schreiben Bosch und Huttenhoff. ,Viele
Untersuchungen belegen massive Machtungleichgewichte
am unteren Rand des Arbeitsmarkts mit eingeschiichterten
und wenig informierten Beschaftigten, die Angst haben, die
ihnen zustehenden Anspruche einzuklagen.” lhre 6konomi-
sche Abhangigkeit zwinge sie oft dazu, ausbeuterische Ar-
beitsbedingungen in Kauf zu nehmen.

Mehr Mittel fiir Kontrolleure

In Deutschland ist die FKS fur die Kontrolle der Mindestar-
beitsbedingungen und der Einhaltung des Mindestlohns
zustandig. Sie hat die Aufsicht Uber 41 Hauptzollamter an
117 Standorten und untersteht dem Finanzministerium. Ihr
Hauptauftrag ist es, Steuer- und Sozialversicherungsbetrug
sowie den missbrauchlichen Bezug von Sozialleistungen
aufzudecken und entgangene staatliche Einnahmen nach-
zufordern. Die Beschaftigten haben nicht immer etwas da-
von. Wenn es zu einem Vergleich mit einem Unternehmen
kommt, gehen sie leer aus und die BuRgelder flieRen in die
Staatskasse. Nach einer Vorgabe des Finanzministeriums
mussen mindestens 70 Prozent der Kontrollen in besonders
gefahrdeten Branchen wie der Fleischwirtschaft und dem
Baugewerbe durchgefuhrt werden.

Die FKS habe heute — unter anderem durch den Mindest-
lohn oder Arbeitsschutzkontrollgesetze — einen wesentlich
grofderen und komplexeren Aufgabenbereich als noch vor
20 Jahren, so die Wissenschaftler. Sie sei dazu Ubergegan-
gen, nicht nur auf Beschwerden zu reagieren, sondern Kon-
trollen proaktiv durchzufiihren. Dabei nutze sie zunehmend
datengestutzte Risikoanalysen. Mit dem im November 2025
verabschiedeten Gesetz zur ,,Modernisierung und Digitali-
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sierung der Schwarzarbeitsbekdampfung” wurden die recht-
lichen Grundlagen fir die elektronische Auswertung grof3er
Datenmengen geschaffen. Die Zentralstelle soll die Daten
analysieren und die Hauptzollamter bei ihren Risikoanaly-
sen unterstitzen. ,,Das Gesetz beschrankt sich nicht — wie
die friheren Novellen — auf kleinere Anpassungen an ver-
anderte Arbeitsmarktrealitditen und neue Prufstrategien,
sondern leitet einen Paradigmenwechsel zugunsten daten-
gestutzter risikoorientierter Prufstrategien mit zentraler Un-
terstlitzung ein”, schreiben Bosch und Hittenhoff. Zudem
soll mit der Strategie ,,Zoll 2030" eine Restrukturierung des
gesamten Zolls erfolgen, in deren Mittelpunkt der engere
Austausch zwischen der FKS und der Zollfahndung steht.

Milliardenschwerer Betrug Der Schaden durch Mindestiohn-
verstolRe betrug zwischen 2015
und 2024 aufgrund von ...

insgesamt zu geringen Lohnzahlungen

64

Milliarden Euro

zu wenig gezahlten Sozial-
versicherungsbeitragen

Hans Béckler

Quelle: DGB 2026 Stiftung mm

Nach Ansicht der Wissenschaftler gehen die geplanten Re-
formen in die richtige Richtung. Allerdings durfe die Politik
nicht vergessen, dass die FKS auch zukunftig auf die Aus-
sagen der Beschaftigten angewiesen sein wird, um Versto-
3e aufzudecken. Diese mussten einen direkten Nutzen aus
der Zusammenarbeit mit der FKS ziehen. Bei festgestellten
VerstoRRen sollte der Zoll die betroffenen Beschaftigten in-
formieren, damit sie ihre Lohnanspriiche durchsetzen kon-
nen. Das setzt voraus, dass die geleisteten Arbeitsstunden
dokumentiert sind, was bisher haufig nicht der Fall ist. ,Ab-
hilfe kann hier nur die EinfUhrung einer zeitnahen, mani-
pulationssicheren Dokumentation der tatsachlich geleiste-
ten Arbeitszeit schaffen, die von den Beschéaftigten und der
FKS eingesehen werden kann.” Sinnvoll sei zudem ein Ver-
bandsklagerecht fur Gewerkschaften, um Beschaftigte zu
unterstlitzen. SchlieRlich sei eine Starkung des Opferschut-
zes notwendig: Kronzeuginnen und Kronzeugen, die vor Ge-
richt aussagen, sollten einen dauerhaften Aufenthaltsstatus
in Deutschland bekommen. <

Quelle: Gerhard Bosch, Frederic Hiittenhoff: Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit,
Reformen zur besseren Durchsetzung von Mindestarbeitsbedingungen,
WSI-Mitteilungen 5/2026  Link zur Studie
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FLEISCHINDUSTRIE

Fortschritt stockt

Ein neues Gesetz sollte die Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie verbessern.
Nach anfanglichen Fortschritten herrscht nun jedoch Stillstand.

Das seit 2021 geltende Arbeitsschutzkontrollgesetz (ASKG)
hat vieles besser gemacht. , Offene Ausbeutungsformen
wie Uberlange Arbeitszeiten, massenhaft unbezahlte Mehr-
arbeit, faktische Umgehung des Mindestlohns, fehlender
Arbeitsschutz” konnten , weitgehend eingeschrankt wer-
den”, so Serife Erol von der Universitat Jena und Thors-
ten Schulten vom WSI. Erol und Schulten verfolgen die
Entwicklung in der Fleischindustrie im Rahmen eines lang
angelegten Forschungsprojekts. Trotz der Regulierungs-
erfolge, die unter anderem durch das neue Direktanstel-
lungsgebot undurchsichtige Konstruktionen mit Subun-
ternehmern beseitigt haben, ziehen die Forschenden ein
erntchterndes Fazit: ,Die mit der Verabschiedung des
ASKG erhoffte Neuordnung der Arbeitsbeziehungen in der
Branche bleibt vorerst aus.” Noch immer ist die Fleischin-
dustrie keine Branche, in der die Interessen der Beschaftig-
ten wirklich zur Geltung kommen.

Angefangen hat alles in den 1990er-Jahren, als das bis
dato vorherrschende Modell mit Betriebsraten und Bran-
chentarifvertragen unter die Rader kam — und schrittwei-
se durch ein neues Arbeitsregime ersetzt wurde, das auf
der Ausbeutung osteuropaischer Arbeitsmigrantinnen und
-migranten beruhte. Zwar blieben die Betriebsrate beste-
hen. Aber sie waren nur noch fiir einheimische Kernbeleg-
schaften zustdndig und nicht fur die tGber Subunterneh-
merketten per Werkvertrag beschaftigten Menschen aus
Osteuropa, die unter ,,extrem schlechten und inhumanen
Arbeitsbedingungen” ihren Dienst an der Schlachtbank ver-
richteten. Hinzu kamen oft auRerst prekdre Wohnbedingun-
gen. Eine breite Offentlichkeit wurde auf die Zustande in der
Fleischindustrie erst aufmerksam, als sich das Coronavirus
in Schlachthofen und den beengten Behausungen schlagar-
tig verbreitete.

Die Wohnsituation der migrantischen Beschaftigten hat
sich den Forschenden zufolge nach Inkrafttreten des ASKG
.in den meisten Fallen deutlich verbessert”. Dennoch hat

sich ,am Charakter einer sehr harten Arbeit unter extremen
Bedingungen nichts grundlegend verandert”. Und an einer
wirksamen Interessenvertretung fehlt es den Beschaftigten
aus Osteuropa meist bis heute. Zwar fallen sie nun in die Zu-
standigkeitsbereiche der Betriebsrate, die inzwischen grolier
sind, weil die Eingliederung der friher auf Werkvertragsba-
sis Tatigen zu hoheren Beschaftigtenzahlen gefuhrt hat. Doch
migrantische Beschaftigte sind nach wie vor recht selten im
Betriebsrat oder Gewerkschaftsmitglied. Dies fuhren die For-
schenden unter anderem auf die hohe Fluktuation in den Be-
legschaften und Sprachbarrieren zuriick. Die gewerkschaft-
lichen Ressourcen zur Unterstilitzung der Betriebsrate seien
haufig knapp. Zudem muss erst Vertrauen aufgebaut wer-
den: , Die Branche ist seit Jahrzehnten von einer fragmentier-
ten Belegschaftsstruktur, hohem Misstrauen gegeniber kol-
lektiven Akteuren und teils ablehnenden Einstellungen zur
Gewerkschaft gepragt”, so Erol und Schulten.

Auch was die Tarifstrukturen betrifft, gibt es noch viel zu
tun. Von den 25 grof3ten Fleischunternehmen haben zwolf
Uberhaupt keinen Tarifvertrag oder nur einzelne Hausvertra-
ge. In dieser Hinsicht hat sich durch das ASKG bisher we-
nig verandert. Immerhin kam es 2021 zur Einigung auf einen
Branchenmindestlohn — der inzwischen aber wieder bedeu-
tungslos ist, weil der gesetzliche Mindestlohn ihn Giberholt
hat. Verhandlungen Uber einen Manteltarifvertrag fir die
Branche scheiterten 2024. Die Forschenden erklaren dies
auch damit, dass der 6ffentliche Druck auf die Fleischun-
ternehmen zu diesem Zeitpunkt bereits wieder nachgelas-
sen hatte. Und die ,,Machtressourcen der Beschaftigten in
der Fleischindustrie” seien ,insgesamt nach wie vor au-
Berst prekar”. Wie bei der Durchsetzung des ASKG sei ge-
sellschaftlicher Rickenwind notig, um die Arbeitgeber zum
Abschluss von Tarifvertragen zu bewegen. <

Quelle: Serife Erol, Thorsten Schulten: Arbeitsbeziehungen in der Fleischindustrie.
Betriebsrate und Tarifvertrage nach dem Arbeitsschutzkontrollgesetz,
WSI-Mitteilungen 5/2026  Link zur Studie

Vom Mindestlohn tiberholt Furo
So entwickelt sich ... — \
12 Euro _:’ 14,42 Euro
Al
die unterste Tariflohngruppe bei Westfleisch -
3 Euro
Januar 21 Januar 22 Januar 23 Januar 24 Januar 25 Januar 26 Juni 27
Quelle: WSI 2026 gtairfvtsu?‘i;c-kler
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EINKOMMEN
Kein Geld fiir Energie

So viele Menschen lebten 2025 in Haushalten mit
Zahlungsruckstanden bei Versorgungsunternehmen ...

3,8 MILLIONEN

Betroffen sind von der Bevolkerung ...
in Mietwohnungen und -hdusern
mit Wohneigentum

insgesamt

Quelle: Destatis, September 2026 ~ Link zur Studie
° ° Die Leistungen der Grundsicherung
W. n r.,\ sind nach Uberzeugung des Parita-
mafd ein menschenwiurdiges Exis-
tenzminimum zu gewahrleisten. Mehr als ein Viertel der
die Kategorie ,.erhebliche materielle Deprivation”. Gemeint
ist damit, dass das Geld fiir grundlegende Bedlirfnisse fehlt,

GRUNDSICHERUNG
Kein Geld fur das Notigste
tischen Wohlfahrtsverbands nicht
ausreichend, um verfassungsge-
Grundsicherungsbeziehenden fallt nach einer Sonderaus-
wertung des Statistischen Bundesamtes flir den Verband in
etwa um die Wohnung warm zu halten oder verschlissene
Kleidung zu ersetzen. <

DEUTSCHLAND

Sinkende Roholpreise kommen nicht an

In keinem anderen EU-Land dauert es so s
lange, bis ein fallender Rohdlpreis beim

Verbraucher ankommt, wie in Deutsch- A N

land. Das zeigt eine neue Studie des Deut-
schen Instituts fur Wirtschaftsforschung. Die Wissenschaft-
ler haben die Entwicklung der Preise liber zwei Jahrzehnte
hinweg analysiert. Die Ursache fiir den Effekt sehen die For-
schenden in mangelndem Wettbewerb auf der Ebene von
Raffinerien und GrofRhandel. <

Quelle: DIW, September 2026  Link zur Studie

ARBEITSMARKT
Haufig Zugewanderte in Mangelberufen
So hoch ist der Anteil der Beschaftigten mit
Einwanderungsgeschichte* im Bereich ...

Kdche/Kochinnen

Lebensmittelherstellung

Bodenverlegung

Geriistbau

Fleischverarbeitung

Bus-, StraRenbahnfahrer/-innen

]
55%
54%
51%
47%

Gastronomieservice

N
N
o\

Kunststoff-, Kautschukherstellung

Berufskraftfahrer/-innen Giiterverkehr

H

Hotelservice

Pflegeberufe

*Personen, die selbst oder deren Eltern nach 1950 eingewandert sind

Quelle: Paritatischer Wohlfahrtsverband, September 2026  Link zur Studie

Der nachste Backler Impuls erscheint am 19. November

Quelle: Destatis, September 2026  Link zur Studie

Zuriick zum Inhaltsverzeichnis

Digitalausgabe bestellen unter www.boeckler.de/de/impuls-bestellen.htm


https://www.boeckler.de/de/impuls-bestellen.htm
mailto:redaktion-impuls%40boeckler.de?subject=
http://www.boeckler.de/de/impuls-bestellen.htm
https://www.boeckler.de/datenschutz/DSGVO_Printmedien_Presse.pdf
mailto:redaktion-impuls%40boeckler.de?subject=
mailto:info%40digiteam.de?subject=
http://www.boecklerimpuls.de
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/09/PD26_N066_13.html
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Fachinfos/doc/20260928-Hintergrundpapier-Armut-mat.Depriv.B%C3%BCrgergeld.pdf
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/09/PD26_N063_63.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.1021785.de/publikationen/externe_referierte_aufsaetze/2026_0010/oel-_und_tankstellenpreise__in_deutschland____rockets_and_feathers___-effekt_besonders_hoch.html

	Inhaltsverzeichnis
	Preise
 - Kein Grund für höhere Zinsen
	2 Erbschaftssteuer
 - Privilegien abschaffen
	3 Arbeitsmarkt - 
Schlechte Karten mit Behinderung
	4 Digitalisierung
 - Wandel gelingt besser mit Mitbestimmung
	5 Aufsichtsräte - EU-Initiative könnte der Mitbestimmung schaden
	6 Mindestlohnbetrug
 - Kriminalität mit System
	7 Fleischindustrie
 - Fortschritt stockt
	Impressum

